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2. Außerordentliche Beilage 
zum Amtsblatt M 2. der Königlich Preuß. Regierung in Frankfurt a. d. O. 
Ausgegeben den 9. Januar 1867. A 


— — — — —- — —— FF 
Regulativ für das Verfahren in kirchlichen und Schul⸗Bauſachen. 
Abſchnitt 1. Bauten Königlichen Patronats. — 2 


F. 1. Die Unterhaltung der kirchlichen und Schul» Gebäude und ihrer Pertinenz⸗ Stücke liegt theils . 
den Nießbrauchern, theils den Kirchen⸗, Schul⸗ und anderen Kaſſen, theils den Patronen und Gemeinden ob. *. 

§. 2. Soweit von der Unterhaltungs⸗Pflicht die Nießbraucher betroffen werden, haben dieſelben den 
Mängeln, die ſich an Gebäuden, Umwehrungen, Brunnen u. ſ. w. zeigen, jeder Zeit ſofort ohne beſondere 
Anweiſung ſachgemäß abzuhelfen. Solche Mängel dagegen, deren Beſeitigung nicht ihnen ſelbſt obliegt, 
haben ſie rechtzeitig anzuzeigen. 

Daß die Nießbraucher dieſen ihren Verpflichtungen nachkommen, damit nicht durch ihre Nachläſſigkeit 
kleine Schäden zu großen anwachſen, darauf haben die betreffenden Domainen⸗ und Rentämter in Ver⸗ 
tretung des Patrons, die Superintendenten und Kreis⸗Schul⸗Inſpektoren, die Klrchen⸗ und Schulvorſtände, 
endlich die Kreisbaubeamten bei jeder ſchicklichen Gelegenheit ihr Augenmerk zu richten, die Beſeitigung der 
Mängel anzuregen, die Ausführung zu überwachen und Anzeige zu machen, wenn Seitens der Nleßbraucher 
den bezüglichen Anwelſungen nicht Folge geleiſtet wird. 

In den Kirchen⸗ und Schul⸗Viſitations⸗Protokollen, ebenſo in den von den Amtsvorſtehern bei Gelegen⸗ 
heit der Gebäude⸗Reviſionen aufzunehmenden Protokollen darf eine Anzeige darüber nicht fehlen, ob die 
Nießbraucher in gedachter Beziehung ihre Obliegenheiten pünktlich erfüllt haben. 

8. 3. Nach Beendigung des Nießbrauchs müſſen alle Bau⸗Objekte dem Nachfolger in gutem Zuſtande 
übergeben werden. In Bezug auf die Pfarren hat deshalb der Superintendent jedesmal, ſobald die Er⸗ 
ledigung einer Stelle feſiſteht, hiervon dem Amte Kenntuiß zu geben. Dieſes hat ſofort unter Zuziehung 
der Kirchen⸗Vorſteher eine Beſichtigung der Pfarrbaulichkeiten vorzunehmen, die Beſeitigung der vorgefun⸗ 
denen Mängel, ſoweit ſie dem Nießbraucher zur Laſt fällt, protokollariſch anzuordnen, auch vor dem Abzuge 
deſſelben, reſp. ſelner Erben, die Erfüllung der getroffenen Anordnung zu controlliren und bei ungünstigem 
Befunde möglichſt Vorkehrung zu treffen, daß die Koſten der noch zu beſeltigenden Mängel aus rückſtän⸗ 
digen Forderungen des Nießbrauchers gedeckt werden können. Andernfalls ſind die Koſten nachträglich von 
dem ausgeſchiedenen Nießbraucher reſp. deſſen Erben einzufordern. Gleichzeitig iſt Sorge zu tragen, daß 
die nicht dem Pfarrer zur Laſt fallenden Baumängel baldigſt von dem Baupflichtigen beſeitigt werden. 

Zur Uebergabe der Pfarrgebäude an den Amtsnachfolger hat der Superintendent den Kirchen⸗Vorſtand 
mit zuzuzlehen, und im Uebergabe ⸗Protekolle zu vermerken, ob die Baulichkeiten ſich in gutem Zuſtande 
befinden, oder mit welchen Mängeln dieſelben noch behaftet find. 

In Bezug auf die Küſtereien und Schulen hat der Local⸗Schul⸗Inſpektor unter Zuziehung der Schul⸗ 
Deputation reſp. des Schulvorſtandes etwa vorhandene Mängel an den Gebäuden zeitig feſtzuſtellen und 
ihre Beſeitigung, falls ſie nicht dem Nießbraucher zur Saft fallen, beim Amte zu beantragen, auch bei Ein⸗ 
welſung des nachfolgenden Nießbrauchers protokollariſch zu vermerken, ob die gerügten Mängel beſeitigt ſind. 

8. 4. Soweit die Unterhaltung der kirchlichen und Schulgebäude den Kirchen, Schule und anderen 
Kaſſen, den Patronen oder den Gemeinden ganz oder antheilig obliegt, und ſofern nicht die Dringlichkeit 
der Ausführung eine ſofortige Anzeige nöthig macht, iſt folgendes Verfahren zu beobachten: 

Bis zum 1. Februar jeden Jahres haben Küfter und Lehrer in überſichtlicher Zuſammenſtellung die 
nach ihrer Anſicht nöthigen Herſtellungen an den Küſterei⸗ und Schulgebäuden ꝛc., ſoweit nicht deren Aus» 
führung der Gemeinde obliegt und von dieſer zugeſagt iſt, dem Pfarrer anzuzeigen, oder aber eine Vacat⸗ 
Auzeige einzureichen. 

Die Pfarrer haben ihrerſeits gleichzeitig die der Beſeitigung bedürfenden Schäden an den kirchlichen 
und den Pfarr⸗Gebäuden, ſofern letztere nicht ihnen ſelbſt als Nießbrauchern zur Laſt fallen, in abgeſon⸗ 
derte Verzeichniſſe aufzunehmen und dieſe nebſt den von den Lehrern ihnen vorgelegten Verzeichniſſen bis 
ſpäteſtens den 15. Februar dem Amte einzureichen oder zu derſelben Friſt anzuzeigen, daß Baumängel 
nicht vorhanden ſind. N 
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ö. 5. Demnächſt hat das Amt die beantragten Ausführungen nach ihrer Nothwendigkeit, Zweckmäßigkeit 
und Dringlichkeit an Ort und Stelle unter Zuziehung des etwaigen Compatrons, des Kirchen reſp. Schul⸗ 
und Gemeinde⸗Vorſtandes, des Nießbrauchers, nach Umſtänden auch eines für dieſen Zweck brauchbaren 
Dauhandwerfömelfters zu prüfen und über jede beſondere Anzeige ein beſonderes Protokoll aufzunehmen. 
Ergiebt ſich bel der Beſichtigung, daß ein größerer Neu-, Um⸗ oder Erweiterungs⸗Bau in Ausſicht fteht, 
jo iſt die Wahl von Gemeinde⸗Repräſentanten nach Maaßgabe des Geſetzes vom 23. Januar 1846 (Geſetz⸗ 
Sammlung S. 23) zu peranlaſſen, mit denen feiner: Zeit die näheren Feſtſetzungen zu vereinbaren ‚find; 

Im (ebrigen gelten für- die weitere Behandlung der Sache, wenn nicht in Folge eingetretener Strei⸗ 


x <> ftgfeiten das im Abſchnitt 3 vorgeſchriebene Verfahren eingeleitet werden muß, folgende Vorſchriften: 


F. 6. Herſtellungen, deren Ausführung den Nleßbrauchern zur Laſt fallen, ſind nach §. 2 dieſes 
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anerkannt werden, find dieſen zu übertragen, und iſt vom Amte darüber zu wachen, daß die Ausführung 
bald und ſachgemäß erfolgt. i K 
§. 7. Herſtellungen, deren Koſten a 
a) ungetheilt aus der dazu verpflichteten, und unbeſchadet ihrer anberipeiten Ausgabe⸗Verpflichtungen 
dazu leiſtungsfähigen Kirchenkaſſe beſtritten, oder 
b) antheilig vom Pakron und den Baupflichtigen, reſp. vom Neumärkiſchen Amtskirchen⸗ Fonds 
übernommen werden ſollen, f 
können vom Amte den bezüglichen Vorſtänden zur Ausführung auf Rechnung durch qualificirte Handwerks⸗ 
Meiſter überlaſſen werden, wenn der Geſammtkoſtenbetrag für die einzelne Kirche, Pfarre, Küſterel oder 
Schule die Summe von 20 Thlr. nicht erreicht. 


Bei Bewilligung der Anträge hat das Amt mit beſonderer Umſicht und Vorſicht zu verfahren, 
wenn es ſich um neue Aufhaffungen für Rechnung der Kirchenkaſſe, um Herſtellungen und neue Ein⸗ 
richtungen, welche die Verbeſſerung der geiſtlichen Amtswohnungen zum Zwecke haben, überhaupt um 
ſolche Ausführungen handelt, bei denen die Bauverpflichtung der Nießbraucher in Frage kommt. Wir 
erwarten in dleſer Beziehung genaue Beachtung der Beſtimmungen im Allgemeinen Landrecht Th. II. 
zit. 11 8. 784— 786, welche nicht nur für die Lauſitz, ſondern auch für die Landpfarren in den Marken, 
ſoweit nicht abweichende Obſervanzen beſtehen, maaßgebend ſind. In zweifelhaften Fällen hat das Amt 
vor Ertheilung der Genehmigung an uns zu berichten; bei den als unbedenklich genehmigten Bauten aber 
dafür zu ſorgen, daß die Ausführung bald und tüchtig bewirkt wird. Die Rechnungen bedürfen demnächſt 
der Beſcheinigung des Amtes oder des bezüglichen Kirchen⸗, Schul⸗ und Gemeinde ⸗Vorſtandes, daß die 
Ausführung nothwendig geweſen, zweckentſprechend erfolgt, und daß der in Rechnung geſtellte Koſtenbetrag 
angemeſſen ſei. Außerdem muß dieſe Beſcheinigung darüber Auskunft geben, ob alte Materialien von 
Werth erübrigt und event. in welcher Weiſe dieſelben verwerthet ſeien. Im Allgemeinen ſollen ſie dem 
Unternehmer überlaſſen und der Werth von der Rechnung abgeſetzt werden. 

Die vorbezeichneten Rechnungen ſind entweder (ad a) der jährlichen Rechnung über die Verwaltung 
des Kirchen⸗Vermögens beizufügen, oder (ad b) ſofort nach der Ausführung des Baues, ſpateſtens bis 
zum 1. November jeden Jahres, uns vorzulegen, und zwar müſſen letztere, ſofern ſie ſich auf Bauten 
beziehen, zu deren Koſten vom Patron nur ein Materialien⸗Beitrag beanſprucht wird, mit der Beſcheinigung 
des Königlichen Baubeamten, daß in dem ausgeworfenen Materialienwerth Nebenkoſten (Holjſchläger⸗, 
Fuhr- und Kalklöſchlohn) nicht enthalten find, verſehen ſein. 

Bei Bauten. zu deren Koſten der Kurmärkiſche Amtskirchenfonds beitragen ſoll, iſt in allen Fällen, 
guch wenn die Koſten unter 20 Thlr. betragen, vor der Ausführung unſere Genehmigung einzuholen. 

§. 8. Alle Bauten an einer Kirche, Pfarre, Küſterei oder Schule, die einen Koſtenaufwand von 
20 Thlr. oder mehr erfordern, bedürfen vor ihrer Ausfübrung der Veranſchlagung und unſerer Geneh⸗ 
migung. Wir geſtatten, daß die Anſchläge von dem bei der Unterſuchung zugezogenen Bauhandwerks⸗ 
Meiſter gefertigt werden, wenn die Koſten zwiſchen 20 und 50 Thalern betragen. Bei größerem Koſten⸗ 
Betrage muß die Veranſchlagung durch den Kreisbaubeamten erfolgen. 

Von denjenigen Theilen der Protokolle, welche ſich auf Bauten beziehen, die eines Anſchlages bedürfen, 
hat das Amt Abſchrift zu fertigen, und dieſe nebſt Extrakten aus der bezüglichen Bau⸗Nachwelſung, ebenſo die 
etwa von Bauhandwerks⸗Meiſtern gefertigten Anſchläge zu ſolchen Bauten dem Kreis⸗Baubeamten zuzuſtellen. 

§. 9. Die in dem 8. 5 geſtellten Aufgaben find von den Rent⸗ und Domainen⸗Aemtern zu Frankfurt, 
Lagow, Sonnenburg, Zehden, Himmelſtädt, Drieſen, Marienwalde und Dobrilugk bis Ende April, von 
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den übrigen Aemtern ſchon bis Ende Marz dergeſtalt zu erledigen, daß bie bezüglichen Zufertigungen an 
den Kreis⸗Baubeamten ortſchaftsweiſe nach und nach, aber möglichſt zeitta, und jedenfalls vor Ablauf der 
vorbezeichneten Friſten erfolgen. Auch haben die Aemter uns ſpäteſtens bis zum 1. April reſp. 1. Mai 
darüber Anzeige zu erſtatten, daß die Bereiſung beendet iſt, und für welche Kirchen, Pfarren, Küſtereien und 
Schulen den betreffenden Krels⸗Baubeamten Vorlagen zugegangen find. 

§. 10. Die Baubeamten haben die ihnen nach §. 9 zugegangenen Anträge auf Bauausführungen 
nach ihrer Nothwendigkeit, Zweckmäßigkeit und Dringlichkeit an Ort und Stelle zu prüfen, auch wenn 
Gefahr im Verzuge obwaltef, nach Vernehmung der Local⸗Vorſtände die drohende Gefahr auf geeignete 
Weiſe ſofort befeitigen zu laſſen. Andernfalls haben ſie, ſoweit ſie die Anträge für gerechtfertigt halten, 
einerſelts die von Bauhandwerks⸗Meiſtern aufgeſtellten Anſchläge zu revidiren, und zwar mit beſonderer 
Sorgfalt und Strenge, wenn es die Abſicht iſt, dieſen die bezügliche Herſtellung aus freier Hand oder auf 
Rechnung zu überlaſſen; andererſelts, — ſofern es ſich nicht um größere Bauten (8. 11) handelt, die Aus⸗ 
führung zu veranſchlagen. 

Sowohl die von Bauhandwerks⸗Meiſtern, als die von den Baubeamten ſelbſt gefertigten Anſchläge 
find uns demnächſt mit Zeichnungen und Erläuterungs⸗Bericht unter Beifügung der den Baubeamten von 
dem Amte zugefertizten Auszüge aus den Baubereiſungs⸗Protokollen fucceffin und möglichſt zeitig, ſpäteſtens 
aber aus den Amtsbezirken, welche ihre Anträge bis zum Ende März einzureichen haben, bis zum 1. Juni, 
aus den übrigen Amtsbezirken bis zum 1. Juli jeden Jahres vorzulegen. 

§. 11. Sind größere Neu-, Um⸗ oder Erweiterungs⸗Bauten in Anregung gebracht worden, ſo hat 
ſich der Baubeamte an Ort und Stelle zunächſt mit dem Compatrone, den Vertretern der Gemeinde und 
dem Nießbraucher, nach Umſtänden unter Mitwirkung des Amtes über die Modalitäten der Ausführung, 
das Raumbedürfniß, den Bauplatz, das Baumaterial u. ſ. w. zu verſtändigen, darüber eine Verhandlung 
aufzunehmen, im Falle des Einverſtändniſſes demnächſt einen Entwurf zu fertigen, und dieſen nebſt Erläu⸗ 
terungsbericht, Zeichnungen und Verhandlung, jedoch ohne Anſchlag, durch den Superintendenten, reſp. 
Kreis⸗Schulinſpektor, zu unſerer Prüfung und Genehmigung, und zwar der Regel nach innerhalb der im 8. 10 
vorgeſchriebenen Friſten einzureichen. Den Auftrag zur Veranſchlagung werden wir ſodann in jedem Falle 
beſonders ertheilen. 

8. 12. Für alle Veranſchlagungen ſowohl der Bauhandwerks⸗Meiſter, als der Kreis⸗Baubeamten 
beſtimmen wir noch Folgendes: 

Die verſchiedenen Herſtellungen, auch wenn ſie an demſelben Gebäude zur Ausführung kommen ſollen, 
aber verſchiedene Gegenſtände betreffen, find im Anſchlage möglichſt zu ſondern, damit nach Umſtänden die 
eine oder andere Herſtellung ohne Umarbeitung des Anſchlages von uns ausgeſchieden werden kann. Bei 
Antrögen auf Herſtellungen oder Verbeſſerungen in den Wohnungen der Nießbraucher iſt beſonders zu 
prüfen, ob nicht nach den beſtehenden Vorſchriften die Ausführung ganz oder theilweis auf Koſten der 
Nießbraucher erfolgen müſſe. Dergleichen Anſätze find in den Anſchlägen der Bauhandwerks⸗ Meiſter zu 
ſtreichen, in die Anſchläge der Baubeamten aber nicht aufzunehmen, jedoch berichtlich namhaft zu machen, 
damit die Nießbraucher zur Beſeitigung der Mängel angehalten werden können. 

Wird die Reparatur eines Pfarrzaunes auf Koſten der Kirchenkaſſe, oder der Baupflichtigen beantragt, 
ſo iſt zugleich anzugeben, wie hoch ſich die Koſten eines Neubaues der reparaturbedürftigen Zaunſtrecke 
belaufen würden, da nur dann der Nutznießer von Tragung der Reparaturkoſten zu entbinden iſt, wenn 
dieſe mehr als die Hälfte der Neubaukoſten betragen. 

Wenn zugleich eine Beſeitigung alter Gebäude oder Gebäudetheile eintritt, fo find die für den Repa⸗ 
ratur⸗ oder Neubau noch brauchbaren Materialien bei Veranſchlagung deſſelben zu berückſichtigen, die dazu 
nicht verwendbaren Materialien aber zu taxiren; der Werth dieſer Materialien iſt von der Anſchlags⸗ 
Summe abzuſetzen. Verbleiben dergleichen Materialſen nicht, fo iſt dies unter dem Anſchlage zu beſcheinigen. 

Wird bei Bauten vom Patron der Werth der Materialien beanſprucht, ſo bleibt zugleich zu beſcheinigen, 
daß a Anſchlagsſätzen Nebenkeſten nicht mit enthalten ſind; event. iſt der reine Werth der Materialien 
anzugeben. 

Abbruchskoſten dürfen bei Bauten, zu deren Koſten vom Patron nur ein Materialienbeitrag geleiſtet 
wird, von dem Werthe der alten Materialien nicht in Abrechnung gebracht werden, da ſie in ſolchen Fällen 
ausſchließlich den Gemeinden zur Laſt fallen. i 

Ueberhaupt ſind die den Gemeinden zur Laſt fallenden ungefährlichen, und eine techniſche Geſchlcklich⸗ 
keit nicht vorausſetzenden Handdienſte nicht mit zu veranſchlagen, Spanndienſte nur fo weit, als fie über 
eine Entfernung von 6 Meilen hinaus erforderlich werden. 
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Mit Rückſicht auf die Verpflichtung der Gemeinden, innerhalb dieſer Entfernung die Fuhren unent⸗ 
geltlich zu leiſten, find für die Veranſchlagung der Materialien, namentlich des Kalkes, Cements, der Ziegel 
nicht die Preiſe der nächſten Verkaufsſtelle, ſondern des nächſten Fabrikationsortes, von dem jene Mate⸗ 
rialien abzuholen find, maaßgebend. ö 

Hält bei größeren Bauten der Kreis⸗Baubeamte die Beſtellung einer techniſchen Bauaufſicht für nöthig, 
ſo iſt der Antrag hierauf bei Einreichung des Anſchlags zu motlviren. Gleichzeitig iſt anzuzeigen, ob der 
Baubeamte die Beſchleunigung der Ausführung für geboten hält. 

§. 13. Bei größeren Bauten werden die Baupläne nebſt Anſchlag vom Amte vor der Ausbietung 
der Gemeinde oder deren Vertretern, event. dem Compatron zur Genehmigung vorgelegt werden. In der 
bei dieſer Gelegenheit aufzunehmenden Verhandlung iſt zugleich zu erwähnen, welche Beiträge etwa aus 
Kirchenkaſſen, oder ſonſtigen Fonds entnommen werden können und wie hoch ſich der Patronate Beitrag 
beläuft. Außerdem iſt protokollariſch feſtzuſtellen, in welcher Weiſe die Gemeinde den ihr zur Laſt fallenden 
Theil der Koſten aufzubringen beabſichtigt. 

8. 14. Wenngleich wir für unbedeutende Herſtellungen die Verdingung aus freier Hand, oder auch 
die Ausführung auf Rechnung genehmigen werden, wobei die zu den Verhandlungen zugezogenen Hand⸗ 
werksmeiſter, ohne daß ihnen darauf ein Anspruch zuſteht, vorzugsweiſe berückfichtigt werden dürfen, jo ſoll 
doch für die Verdingung als Regel das Licitations⸗ oder Submiſſions⸗Verfahren ſtattfinden. 

8. 15. Für die öffentlich zu verdingenden Bauten find die Termine, an denen die Licitationen ſtatt⸗ 
finden, oder die Submiſſionsgebote eingeſendet werden ſollen, in dem Umkreiſe, aus welchem Unternehmungs⸗ 
luſtige zu erwarten find, je nach Umſtänden durch die Amts- oder Kreis- oder Local⸗Blätter zu publiclren 
und die Intereſſenten, namentlich die Compatrone, die bezüglichen Gemeinde⸗Vorſtände, reſp. die Repräſen⸗ 
tantur der Gemeinde mit einzuladen. 

In der Regel können nur ſolche Bauhandwerker als Unternehmer zugelaſſen werden, die als geſchickte 
Arbeiter und zuverläffige Perfönlichkeiten bekannt find, oder als ſolche im Termine ſich auswelſen. Nicht- 
Bauperftändige, ſeien es einzelne Perſonen oder Gemeinden, find nur ausnahmsweiſe und nur dann zuzu⸗ 
laſſen, wenn fie beim Bau als Mitverpflichtete concurriren, auch nur ſolche Bauhandwerker zur Aus⸗ 
führung des Baues anzunehmen ſich verpflichten, deren Mitwirkung vom Kreis⸗Baubeamten reſp. von uns 
gut geheißen wird. 5 

Die Gebote ſind von den Unternehmern nach Procenten abzugeben. 

Im Termine werden die bezüglichen Anſchläge mit Zeichnungen und ‚Erläuterungsbericht zur Einjicht 
vorgelegt. f 

Dem Verfahren ſind, wenn es nicht für nöthig befunden wird, den Bauunternehmern noch beſondere 
von uns zuvor feſtzuſtellende Bedingungen vorzuſchreiben, die Beſtimmungen des gedruckten Contract⸗For⸗ 
mulars für die Entrepriſe⸗Bauten der geiſtlichen und Schul⸗Verwaltung zum Grunde zu legen. 

Die Friſt, innerhalb welcher der Neu- oder Reparatur Bau auszuführen, wird, wenn darüber die 
etwa zur Anwendung zu bringenden beſonderen Bedingungen nichts enthalten, mit Rückſicht auf den Um⸗ 
fang und die Schwierigkeit des Baues, vorbehaltlich unſerer Abänderung, vom Amte beſtimmt. 

Unter den Bietern bleibt uns die Auswahl vorbehalten und müſſen ſich demnach dieſelben verpflichten, 
bis zur diesſeitigen Entſcheidung über den Zuſchlag an ihre Gebote gebunden zu bleiben. " 

Den bethelligten Gemeinden ſteht es frei, ihre beſonderen Wünſche in Bezug auf die Wahl des 
Unternehmers auszuſprechen. A 

Die Licitations⸗Verhandlung, welche über die vorſtehend genannten Punkte Auskunft zu geben hat, iſt 
von allen Comparenten zu vollziehen und mit möglichiter Beſchleunigung und gutachtlichem Berichte uns 
vorzulegen, demſelben auch eine Auslaſſung des Kreis⸗Baubeamten über die Qualification und Zuverläſſig⸗ 
keit der Bieter beizufügen. 

Das weitere Verfahren wird für jeden einzelnen Fall durch beſondere Verfügung von uns ange⸗ 
ordnet werden. 

§. 16. Die Ausführung der Bauten iſt durch den Kreis⸗Baubeamten, deu Patronats⸗Vertreter und 
die Local⸗Vorſtände zu überwachen; namentlich find die letzteren verpflichtet, für den gehörigen Fortgang 
des Baues Sorge zu tragen, und etwaige Verzögerungen und ſonſtige Bedenken zur Kenntniß des Patro⸗ 
nats⸗Vertreters zu bringen, welcher in dringenden Fällen, und wo die Verzögerung durch Differenzen über 
die Leiſtung der Bauverpflichteten herbeigeführt wird, unmittelbar, bei techniſchen Anſtänden aber unter 
Benachrichtigung und Mitwirkung der Kreis⸗Baubeamten, die nöthige Abhülfe zu treffen hat. 

§. 17. Nachdem dem Amte die Anzeige des Unternehmers über die Vollendung des Baues zuge⸗ 
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gungen, hat daſſelbe ſofort hiervon dem betreffenden Baubeamten, ſofern deſſen Mitwirkung nach Maaß⸗ 
gabe des 8. 8 erforderlich, Mittheilung zu machen, und dieſer die Abnahme baldigſt zu bewirken. 


Zu dieſer find von ihm die Bauunternehmer, der Compatron und die Local⸗Vorſtände, reſp. die Ver⸗ 


treter der Gemeinde mit einzuladen. Binnen längſtens 6 Wochen nach der Abnahme hat der Bau⸗ 
beamte die Abnahme⸗Arbeiten mit den zugehörigen Unterlagen und Beſcheinigungen uns vorzulegen, und ſich 
gleichzeitig über die rechtzeitige Vollendung des Baues, oder, falls eine Verzögerung deſſelben ſtattgefunden 
hat, darüber zu äußern, ob Grund vorhanden, die Zahlung einer Conventlonal⸗Strafe, reſp. in welchem 
Umfange zu fordern. 

Nach Beendigung neuer Kirchenbauten hat der Kreis⸗Baubeamte eine Befcheinigung über die Vollen⸗ 
dung der Kirche und ihrer den gottesdienſtlichen Verrichtungen entſprechenden Ausſtattung auszuſtellen und uns 
zu überſenden, damit auf Grund derſelben die Kirchweihe veranlaßt werden kann. 


Abſchnitt 2. Bauten Privat⸗Patronats. 


8. 18. Soweit den Nießbrauchern eine bauliche Unterhaltungspflicht obliegt, kommen die Beſtimmungen 
der 88. 2 und 3 gegenwärtigen Regulativs mit der Modlfication zur Anwendung, daß die Privat⸗Patrone 
in Gemeinſchaft mit den Kirchen⸗ und Schul⸗Vorſtehern verpflichtet find, für zeit⸗ und ordnungsmöüßige 
Vornahme der Reparaturen Sorge zu tragen und eventuell den Kreis⸗Landräthen Anzeige zu machen, wenn 
die Nießbraucher in dieſer Hinſicht ſich Vernachläſſigungen ſollten zu Schulden kommen laſſen. 

§. 19. Tritt das Bedürfniß zur Vornahme größerer Raparaturen, Neu⸗ oder Erwelterungsbauten ein, 
ſo haben die Pfarrer den Potronen hiervon Anzeige zu machen. Desgleichen ſind die Patrone berufen, 
ihrer Seits auch ohne beſondere Anregung für die Herſtellung nöthiger Bauten zu ſorgen. 

Außerdem haben die Landräthe von Amtswegen darüber zu wachen, daß die in ihren Kreiſen belegenen 
kirchlichen und Schulgebäude aller Art von den dazu Verpflichteten ordnungsmäßig unterhalten und nöthigen⸗ 
falls neu gebaut werden. 

8. 20. Soweit die Kirchenkaſſen verpflichtet und ohne Nachtheil der aus ihnen zu beſtreitenden jähr⸗ 
lichen Ausgaben im Stande find, die Bau⸗ reſp. Reparaturkoſten zu tragen, iſt folgendes Verfahren zu 
beobachten: 

Wenn es ſich handelt um die bauliche Unterhaltung und Wiederherſtellung der vorhandenen kirchlichen 
Gebäude, jo bedarf es der dieſſeltigen Genehmigung nicht, ſobald Patronat und Kirchenvorſtand einig find, 
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ſowohl über die Verpflichtung und Leiſtungsfähigkeit der Kirchenkaſſe, als über die Nothwendigkeit und die 


Modalitäten des Baues. e 

In denjenigen Diſtricten des Bezirkes, in welchen das Allgemeine Laudrecht zur Anwendung kommt, 
iſt jedoch in ſolchen Fällen die dieſſeitige Genehmigung einzuholen, wenn mehr als funfzig Thaler aus dem 
Kirchenvermögen zur Verwendung kommen ſollen. 

Zur Rechtfertigung der Ausgabe aus der Kirchenkaſſe iſt eine Beſcheinigung des Kirchenvorſtandes 
dahin auszuſtellen, daß der mit Genehmigung des Patronates vorgenommene Reparaturbau wirklich und 
gut ausgeführt und der Betrag der darauf verwendeten Koſten angemeſſen ſei. 

Das gleiche Verfahren findet ſtatt, wenn es ſich um Wiederherſtellung oder den Erſatz vorhandener 
Anventarienftüce handelt. 

Sofern das im vorſtehenden Paragraphen als Grundbedingung hingeſtellte Einverſtändniß des 
Patronats und Kirchenvorſtandes ſich nicht über alle dort bezeichneten Punkte erſtreckt, oder ſofern es ſich 
um einen Neu» oder Erweiterungsbau der Kirchengebäude handelt, iſt durch Vermittelung des Kreis⸗Landrathes 
unſere Genehmigung zuvor einzuholen und im letzteren Falle das von einem Sachverſtändigen aufgeſtellte 
Bauprojekt mit überſchläglicher Berechnung der Koſten uns vorzulegen. 

8. 22. Daſſelbe findet ſtatt, wenn aus dem Kirchenvermögen die Koſten zu Neu- oder Reparatur⸗ 
Bauten an Pfarr-, Predigerwittwen⸗, Küſter⸗ oder Schul⸗Gebäuden, desgleichen zum Ankaufe von Begräb⸗ 
nißplätzen oder zur Herſtellung und Inſtandhaltung der Umwehrungen letzterer beſtritten werden ſollen. 
In allen dieſen Fällen iſt eine Ueberſicht des Kirchenvermögens, aus welcher die Leiſtungefähigkeit der 
Kirchenkaſſe zu beurtheilen iſt und die Einwilligung des Patronats und Kirchen⸗Vorſtandes zu der beab⸗ 
ſichtigten Verwendung vorzulegen, auch bezüglich der Verausgabung für den Kirchhof nachzuwelſen, daß die 
Kirche Bezahlung für Grabſtellen erhält. 

8. 23. Falls die Bau⸗ und Reparaturkoſten aus beſonderen kirchlichen Stiftungen genommen werden, 
iſt event. nach Maaßgabe der Stiftungs⸗Urkunden die dieſſeitige Genehmigung einzuholen. 

§. 24. Soweit die Bau⸗ und Unterhaltungspflicht der geiſtlichen Gebäude ſtädtiſchen Communen 
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obliegt, beziehungsweiſe lediglich aus Communalmitteln erfolgt, ſind die Bauprojekte für Neu⸗ und umfaſ⸗ 
ſende Reparaturbauten an dergleichen Gebäuden zur dieſſeitigen Genehmigung vorzulegen. 

§. 25. Wenn die Koſten des Baues und der Unterhaltung der geiſtlichen und Schulgebäude ganz 
oder zum Theil von den Bauverpflichteten: Patronat (Gutsherrſchaft) und Gemeinden aufgebracht werden 
müſſen, fo find ſämmtliche Bauintereſſenten zu berufen, und ſodaun ſowohl über die Nothwendigkeit und 
die Modalitäten (Ort, Zeit, Umfang und Art der Ausführung) der beabſichtigten Bauten, wie über die 
Aufbringung der Koſten, beziehungsweiſe das Beitragsverhältniß protokollariſch zu hören. 

8. 26. Sind die Ban-Interefjenten über alle vorbezeichneten Punkte einig geworden, ſo bedarf es nur 
in dem Falle der vorherigen Einholung der dieſſeitigen Genehmigung, wenn es ſich um Neubauten oder 
weſentliche bauliche Veränderungen handelt. 

§. 27. Wird die Uebereinſtimmung der Bau-⸗Intereſſenten nicht über alle vorſtehend (§. 25) aufge⸗ 
führten Punkte erzielt, fo iſt die Sache durch den Kreis⸗Landräth nach Maaßgabe des Abſchnitts 3 zu 
inftruiven und zur dieſſeitigen reſolutoriſchen Eutſcheidung vorzulegen, bis zu deren Erlaß die Ausführung 
der Bauten ausgeſetzt bleiben muß. 

§. 28. Die Anträge auf die kirchliche Einweihung neu gebauter oder weſentlich umgebauter Kirchen 
find vom Patronat und Kirchenvorſtand durch deu Kreis⸗Landrath uns vorzulegen, auf deſſen Bericht hin 
wir mit dem Königlichen Confiftorlum der Provinz Brandenburg in Verbindung treten werden. 


Abſchnitt 3. Verfahren in ſtreitigen Bauſachen. 

8. 29. Sobald wegen eingetretener Streitigkeiten über die Nothwendigkeit eines Baues, über die 
Art und Weiſe ſeiner Ausführung, oder über die Aufbringung der Koſten unſere Entſcheldung erforderlich 
wird, ſind nach Maaßgabe des Geſetzes vom 23. Januar 1846 Repräſentanten zu wählen, mit denen bei 
Bauten Königlichen Patronats die Aemter, bei Bauten Privat⸗Patronats die Landräthe protokollariſch zu 
verhandeln und wo möglich eine Verſtändigung herbeizuführen haben. Anderenfalls iſt das Sachverhältniß 
durch örtliche Unterſuchung, durch Zeugenvernehmung und wie es ſonſt nach den Umſtänden jedes Falles 
nöthig, vollſtändig aufzuklären. 5 

8. 30. Bei der Inſtructton der Sache find beſonders zwei Fälle zu unterſcheiden: 

1) Wenn der Streit die Nothwendigkeit des Baues, oder die Modalitäten feiner Ausführung betrifft, 
ſo find die erforderlichen, zur Entſcheidung geeigneten techniſchen Vorarbeiten (wie Gutachten eines 
Sachverſtändigen, Situationspläne, Bauprojekte u. f. w.) beizubringen und vorzulegen. Als 

Regel gilt hierbei, daß dieſe techniſchen Vorarbeiten von derjenigen Partei zu beſchaffen ſind, 
welche mit denſelben ihre Anträge zu unterſtützen beabſichtigt. 

2) Wenn der Streit ſich auf die Beitragsverpflichtung bezieht, ſo iſt zu erörtern, wie es bisher und 
beſonders in den zuletzt vorgekommenen Baufällen mit den Beiträgen gehalten worden tft. 

Wer eine Abweichung von der geſetzlichen Beitragspflicht behauptet, hat die Beweismittel für ſeine 

Behauptung beizubringen. 

§. 31. Auf Grund der uns eingereichten, gehörig inſtruirten Verhandlungen erfolgt demnächſt die 
reſolutoriſche Entſcheidung, welche den Intereſſenten durch das Amt, reſp. ben Landrath bekannt gemacht wird. 

§. 32. Gegen dieſe Entſcheidung ſteht den Betheiligten der Rekurs an das Königliche Miniſtertum 
der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal⸗ Angelegenheiten zu. Derſelbe muß jedoch innerhalb einer 
wöchentlichen Friſt bei der betreffenden Localbehörde zur Weiterbeförderung eingereicht werden. Letztere 
hat bei der Publication für eine ordnungsmäßige Belehrung, ſowie dafür zu ſorgen, daß ſolche aus der 
Publications⸗Verhandlung erhellt. 

8. 33. Nachdem die reſolutoriſche Entſcheidung endgültig ergangen, iſt dieſelbe ſofort zur Ausführung 
zu bringen, da über die Nothwendigkeit und die Art der Ausführung des Baues kein Rechtsweg ſtattfindet 
und auch bezüglich der Aufbringung der Koſten nach Maaßgabe des Reſoluts ſo lange zu verfahren iſt, bis 
etwa im Rechtswege eine andere Art der Koſtenaufbringung rechtskräftig feſtgeſtellt ſein wird. 

8. 34. Alle dieſem Regulativ entgegenſtehenden Beſtimmungen werden hierdurch aufgehoben. 

Frankfurt a. O., den 2. Januar 1867. 


Königliche Regierung, Abtheilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 
Wunderlich. 

Redigirt im Büreau der Königl. Regierung. a 

Druck der Hofbuchdruckerei von Trowitzſch und Sohn in Frankfurt a. O. 


